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207. Bundesgesetz: 1. Budgetüberschreitungsgesetz 1970
2 0 8 . Bundesgesetz: Entgeltliche und unentgeltliche Veräußerungen und Belastungen von unbe-

weglichem Bundesvermögen
209 . Bundesgesetz: Entgeltliche Veräußerungen und Belastungen von unbeweglichem Bundes-

vermögen
2 1 0 . Verordnung: Abänderung der Verordnung betreffend die Übertragung der durch Sicher-

heitsorgane zu versehenden Grenzkontrolle auf Bedienstete der Zollämter
und der Zollwache

211 . Verordnung: Festsetzung des Anpassungsfaktors für das Jahr 1971
212 . Verordnung: Aufwand für die Anstaltspflege von Wehrpflichtigen in heereseigenen

Krankenabteilungen oder heereseigenen Krankenanstalten
2 1 3 . Verordnung: Untersagung der Herausgabe oder Anwendung von Preisempfehlungen
2 1 4 . Kundmachung: Zeichen der Europäischen Freihandelsassoziation
215. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über eine vorläufige Regelung für ein

weltweites kommerzielles Satelliten-Fernmeldesystem
2 1 6 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Staatsbürgerschaft der ver-

heirateten Frau
2 1 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Abkommens über die Zollbehandlung von

Paletten, die im internationalen Verkehr verwendet werden
2 1 8 . Kundmachung: Erklärung der Österreichischen Bundesregierung im Sinne des Artikels 6

Absatz 2 des; Protokolls Nr. 4 zur Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, durch das gewisse Rechte und Freiheiten
gewährleistet werden, die nicht bereits in der Konvention oder im ersten
Zusatzprotokoll enthalten sind

2 1 9 . Kundmachung: Aufhebung einiger Bestimmungen der Verordnung über den Tarif für die
Entlohnung der Notare als Beauftragte des Gerichtes durch den Verfassungs-
gerichtshof

2 2 0 . Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens betreffend das Verfahren in bürgerlichen
Rechtssachen durch Japan

2 2 1 . Kundmachung: 2. Salinenarbeiter-Kundmachung 1970
2 2 2 . Kundmachung: 13. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung
2 2 3 . Kundmachung: 2. Novelle der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966

207 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1970, mit dem Überschreitungen der Ansätze
des Bundesfinanzgesetzes 1970 genehmigt werden (1. Budgetüberschreitungsgesetz 1970)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1
Für verschiedene unabweisliche Maßnahmen werden Überschreitungen folgender Ausgaben-

ansätze der ordentlichen und außerordentlichen Gebarung des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr
1970, BGBl. Nr. 1, genehmigt

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

14 112
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§2
Die Bedeckung der im § 1 genehmigten Überschreitungen ist bei den folgenden Ansätzen

sicherzustellen:
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§ 3
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, unbeschadet der Befugnis der obersten Organe

zum Vollzug der einzelnen Ausgaben innerhalb ihres Teilvoranschlages, der Bundesminister für
Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

113
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208 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1970,
betreffend entgeltliche und unentgeltliche
Veräußerungen und Belastungen von unbe-

weglichem Bundesvermögen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehenden Verfügungen über unbewegliches
Bundesvermögen zu folgenden Preisen bzw.
Schätzwerten ermächtigt:
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§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

209 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1970
betreffend entgeltliche Veräußerungen und
Belastungen von unbeweglichem Bundesver-

mögen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehenden Verfügungen über unbewegliches
Bundesvermögen zu folgenden Preisen bzw.
Schätzwerten ermächtigt:
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§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

210. Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 22. Juni 1970 betreffend eine
Abänderung der Verordnung des Bundes-
ministeriums für Inneres vom 2. August
1968, BGBl. Nr. 323, betreffend die Über-
tragung der durch Sicherheitsorgane zu ver-
sehenden Grenzkontrolle auf Bedienstete der

Zollämter und der Zollwache

Auf Grund des § 2 Abs. 1 und des § 5 des
Bundesgesetzes vom 21. Juni 1967, BGBl.
Nr. 220, betreffend die Übertragung der durch
Sicherheitsorgane zu versehenden Grenzüber-
wachung und Grenzkontrolle auf Bedienstete der
Zollämter und der Zollwache, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
verordnet:

In § 2 lit. b der Verordnung des Bundesmini-
steriums für Inneres vom 2. August 1968, BGBl.
Nr. 323, betreffend die Übertragung der durch
Sicherheitsorgane zu versehenden Grenzkon-
trolle auf Bedienstete der Zollämter und der
Zollwache, in der Fassung der Novelle BGBl.
Nr. 108/1970, ist nach dem auf das Wort „Frei-
stadt" folgenden Beistrich einzufügen: „Reutte-
Höfen,".

Rösch

211 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 10. Juli 1970, mit
der der Anpassungsfaktor für das Jahr 1971

festgesetzt wird

Auf Grund des § 108 f Abs. 1 und 3 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, in der Fassung des Pensionsanpas-
sungsgesetzes, BGBl. Nr. 96/1965, wird mit Zu-
stimmung der Bundesregierung und des Haupt-
ausschusses des Nationalrates verordnet:

Der Anpassungsfaktor für die Anpassung der
in den §§ 108 g und 108 h des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes angeführten Renten
und Pensionen wird für das Jahr 1971 mit 1,071
festgesetzt.

Häuser

2 1 2 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 10. Juli 1970 über
den Aufwand für die Anstaltspflege von
Wehrpflichtigen in heereseigenen Kranken-
abteilungen oder heereseigenen Kranken-

anstalten

Auf Grund des § 17 Abs. 2 des Heeresgebüh-
rengesetzes, BGBl. Nr. 152/1956, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 12/1967 wird ver-
ordnet:
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§ 1. Die im Durchschnitt für die Anstaltspflege
eines Wehrpflichtigen in einer heereseigenen
Krankenabteilung oder einer heereseigenen
Krankenanstalt erwachsenden und als Aufwand
des Bundes im Sinne des § 17 Abs. 1 des Heeres-
gebührengesetzes geltenden Kosten betragen

a) für stationäre Pflege 220 S pro Tag,

b) für ambulatorische Behandlung 100 S pro
Behandlung.

§ 2. (1) Diese Verordnung tritt am 1. August
1970 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser
Verordnung tritt die Verordnung des Bundes-
ministeriums für Landesverteidigung vom 6. Ok-
tober 1967, BGBl. Nr. 336, über den Aufwand
für die Anstaltspflege von Wehrpflichtigen in
heereseigenen Krankenabteilungen oder heeres-
eigenen Krankenanstalten außer Kraft.

(2) Für Zeiträume, die vor dem 1. August 1970
gelegen sind, betragen die als Aufwand des
Bundes im Sinne des § 17 Abs. 1 des Heeres-
gebührengesetzes geltenden Kosten weiterhin
pro Tag 150 S.

Freihsler

2 1 3 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
13. Juli 1970, mit der die Herausgabe oder
Anwendung von Preisempfehlungen unter-

sagt wird

Auf Grund des § 36 1 des Kartellgesetzes 1959,
BGBl. Nr. 272, in der Fassung der 5. Kartell-
gesetznovelle, BGBl. Nr. 241/1968, wird ver-
ordnet:

§ 1. Für die nachstehend angeführte Waren-
gattung wird untersagt, im geschäftlichen Ver-
kehr Preisempfehlungen, sofern sie nicht gemäß
§ 1 Abs. 2 lit. b des Kartellgesetzes 1959 in der
Fassung der 4. Kartellgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 174/1962, als Kartell gelten und nicht Emp-
fehlungen von Kalkulationsrichtlinien gemäß
§ 36 c des Kartellgesetzes 1959 in der Fassung
der 4. Kartellgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 174/1962,
sind, herauszugeben oder anzuwenden:

Möbel für Wohnzwecke, ausgenommen
Garten- und Campingmöbel.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden gemäß § 48 b des Kartellgesetzes
1959 von der Bezirksverwaltungsbehörde mit
Geldstrafe bis zu 60.000 Schilling oder mit
Arrest bis zu acht Wochen bestraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. August 1970
in Kraft und verliert mit 31. Juli 1972 ihre
Wirksamkeit.

Staribacher

2 1 4 . Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
23. Juni 1970 betreffend Zeichen der Euro-

päischen Freihandelsassoziation

Auf Grund des § 3 Abs. 1 Z. 1 lit. c des
Markenschutzgesetzes 1953, BGBl. Nr. 38 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 79/1969,
wird kundgemacht, daß folgende Zeichen der
Europäischen Freihandelsassoziation von der
Registrierung nach dem Markenschutzgesetz aus-
geschlossen sind:

1. a) European Free Trade Association,

b) Association européenne de libre-échange,

c) Den Europaeiske Frihandelssammenslut-
ning,

d) Euroopan Vapaakauppaliitto,

e) Europäische Freihandelsassoziation,

f) Associazione Europea di Libero Scambio,

g) Det Europeiske Frihandelsforbund,

h) Associação Europeia de Comércio Livre,

i) Europeiska Frihandelssammanslutningen,

j) EFTA,

k) AELE,

l) AELS,

m) AECL,

n) Finland-EFTA Association,

o) FINEFTA;

2. das in der Anlage 1 abgebildete Zeichen, und
zwar sowohl in Schwarz-Weiß als auch bei
Wiedergabe der Fahnenbilder in den ent-
sprechenden Nationalfarben;

3. das in der Anlage 2 abgebildete Zeichen, und
zwar sowohl in Schwarz-Weiß als auch in
anderen Farben.

Durch diese Kundmachung verliert die Ver-
ordnung des Bundesministeriums für Handel,
Gewerbe und Industrie vom 30. Oktober 1968,
BGBl. Nr. 398, mit der Zeichen der Europäischen
Freihandelsassoziation von der Registrierung
nach dem Markenschutzgesetz 1953 ausgeschlos-
sen werden, ihre Wirksamkeit.

Staribacher
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Anlage 1

Anlage 2
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215 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 1. Juli 1970 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens über eine vor-
läufige Regelung für ein weltweites kommer-

zielles Satelliten-Fernmeldesystem vom
20. August 1964

Nach Mitteilung des Außenministeriums der
Vereinigten Staaten von Amerika haben folgende
weitere Staaten ihre Notifikationen der Geneh-
migung bzw. ihre Beitrittsurkunden zu dem
Übereinkommen über eine vorläufige Regelung
für ein weltweites kommerzielles Satelliten-Fern-
meldesystem (BGBl. Nr. 323/1965, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 165/1967) hinterlegt:

Staaten :
Datum der Hinterlegung der

Notifikation der Genehmigung
bzw. Beitrittsurkunde :

Korea 24. Feber 1967
Peru 9. Juni 1967
Tansania 16. Juni 1967
Kenia 11. Oktober 1967
Panama 20. Oktober 1967
Uganda 5. Jänner 1968
Türkei 6. Mai 1968
Iran 3. September 1968
Elfenbeinküste 10. Feber 1969
Belgien 5. August 1969
Kamerun 6. November 1969
Dominikanische
Republik 12. Jänner 1970
Trinidad und Tobago 20. Jänner 1970
Kongo (Brazzaville) 2. Feber 1970
Jugoslawien 24. Feber 1970
Sambia 20. März 1970
Das Übereinkommen ist für die obgenannten

Staaten zum jeweils angeführten Hinterlegungs-
zeitpunkt in Kraft getreten.

Kreisky

2 1 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 2. Juli 1970 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens vom 20. Feber
1957 über die Staatsbürgerschaft der ver-

heirateten Frau
Nach Mitteilung des Generalsekretariates der

Vereinten Nationen hat Finnland am 15. Mai

1968 seine Beitrittsurkunde und Brasilien am
4. Dezember 1968 seine Ratifikationsurkunde
zum Übereinkommen über die Staatsbürger-
schaft der verheirateten Frau, BGBl. Nr. 238/
1968, hinterlegt.

In der Ratifikationsurkunde wird der von
Brasilien anläßlich der Unterzeichnung erklärte
Vorbehalt bezüglich der Anwendung des Arti-
kels 10 des Übereinkommens aufrechterhalten.

Ferner hat Mauritius am 18. Juli 1969 erklärt,
sich an das Übereinkommen gebunden zu er-
achten, dessen Anwendung bereits vor Erlangung
der Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staates
ausgedehnt worden war.

Kreisky

217 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 2. Juli 1970 betreffend den Geltungs-
bereich des Europäischen Abkommens vom
9. Dezember 1960 über die Zollbehandlung
von Paletten, die im internationalen Ver-

kehr verwendet werden

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen sind folgende weitere Staa-
ten dem Europäischen Abkommen über die
Zollbehandlung von Paletten, die im internatio-
nalen Verkehr verwendet werden (BGBl. Nr. 20/
1964, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 233/1967), beigetreten:

Staaten : Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Portugal 15. Jänner 1968
Polen 4. September 1969
Australien 1. Oktober 1969

Anläßlich des Beitrittes erklärte Polen folgen-
den Vorbehalt:

„Die Polnische Volksrepublik betrachtet sich
durch die Bestimmungen des Artikels 11 Ab-
sätze 2 und 3 des Abkommens nicht als gebun-
den."

Kreisky

2 1 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 2. Juli 1970 betreffend eine Erklärung der
Österreichischen Bundesregierung im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 des Protokolls Nr. 4
zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, durch das gewisse
Rechte und Freiheiten gewährleistet werden, die nicht bereits in der Konvention oder im

ersten Zusatzprotokoll enthalten sind (BGBl. Nr. 434/1969)

Die Ständige Vertretung Österreichs beim Europarat hat am 25. März 1970 beim General-
sekretariat des Europarates nachstehende Erklärung hinterlegt:



1212 56. Stück — Ausgegeben am 24. Juli 1970 — Nr. 219 und 220

(Übersetzung)

Der Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten

der Republik Österreich

E r k l ä r u n g
im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 des Proto-
kolls Nr. 4 zur Konvention zum Schutze der

Menschenrechte und Grundfreiheiten

Im Namen der Österreichischen Bundesregie-
rung gebe ich im Sinne des Artikels 6 Absatz 2
des Protokolls Nr. 4 zur Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten, durch das gewisse Rechte und Freiheiten ge-
währleistet werden, die nicht bereits in der Kon-
vention oder im ersten Zusatzprotokoll enthal-
ten sind, die folgende Erklärung ab:

Die Bundesregierung der Republik Österreich
erkennt mit Wirkung bis zum 2. September 1970
die Zuständigkeit der Europäischen Menschen-
rechtskommission zur Behandlung von Indivi-
dualbeschwerden sowie die obligatorische Ge-
richtsbarkeit des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte auch für die Artikel 1 bis 4 des
genannten Protokolls an.

Wien, am 12. März 1970

Waldheim m. p.

Kreisky

219. Kundmachung des Bundesministers
für Justiz vom 8. Juli 1970 über die Aufhe-
bung einiger Bestimmungen der Verordnung
über den Tarif für die Entlohnung der

Notare als Beauftragte des Gerichtes

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß § 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 6. März 1970, V 13,14,18/69-8,—
dem Bundesministerium für Justiz zugestellt am
19. Juni 1970 — den § 2 Abs. 3, den § 5 erster
Satz, und den § 6 Abs. 1 der Verordnung des
Bundesministers für Justiz vom 31. Oktober
1947, BGBl. Nr. 261, über den Tarif für die
Entlohnung der Notare als Beauftragte des Ge-
richtes in der Fassung der Novellen BGBl.
Nr. 282/1949, BGBl. Nr. 121/1951 und BGBl.
Nr. 271/1951, als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit dem Ablauf des
31. August 1970 in Kraft.

Broda

2 2 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 10. Juli 1970 über die Ratifikation des
Übereinkommens vom 1. März 1954 betref-
fend das Verfahren in bürgerlichen Rechts-

sachen durch Japan

Nach Mitteilung der Königlich Niederländi-
schen Botschaft in Wien hat Japan seine Ratifi-
kationsurkunde zum Übereinkommen betreffend
das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen
(BGBl. Nr. 91/1957, letzte Kundmachung betref-
fend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 373/1968)
hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt für Japan am
26. Juli 1970 in Kraft.

Kreisky
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2 2 1 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Finanzen vom 10. Juli 1970, womit
die Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968 und
die Salinenarbeiter-Pensionsordnung 1967
neuerlich abgeändert und ergänzt werden

(2. Salinenarbeiter-Kundmachung 1970)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 10. Juli 1970 (Gesetz vom

13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

1. Die Lohntafel (Anlage zur Salinenarbeiter-
Lohnordnung 1968, BGBl. Nr. 264, in der Fas-
sung der 1. Salinenarbeiter-Kundmachung 1970,
BGBl. Nr. 37) hat zu lauten:

2. Die in der Ziffer 1 enthaltenen Lohnsätze
sind auf Dienstleistungen anzuwenden, die nach
dem 31. Juli 1970 erbracht werden. Vor dem
1. August 1970 geleistete Dienste sind nach der
Lohntafel in der Fassung der 1. Salinenarbeiter-
Kundmachung 1970, BGBl. Nr. 37, abzugelten.

Artikel II
Auf die Lohnansprüche der Salinenarbeiter für

die Zeit ab 1. August 1970 sind ferner die §§ 2
und 5 der Verordnung der Bundesregierung vom
12. Mai 1970 über die Gewährung von Teue-
rungszulagen an die Bundesbeamten des Dienst-
standes, die Vertragsbediensteten des Bundes, an
Personen, die Anspruch auf Ruhe- oder Versor-
gungsgenuß haben, und an die Bediensteten der
Österreichischen Bundesforste (Teuerungszulagen-
verordnung 1970, BGBl. Nr. 157) sinngemäß an-
zuwenden.

Artikel III
Die Salinenarbeiter-Pensionsordnung 1967,

BGBl. Nr. 5/1968, in der Fassung der 1. Novelle

BGBl. Nr. 202/1969, und des Artikels II der
1. Salinenarbeiter-Kundmachung 1970, BGBl.
Nr. 37/1970, wird wie folgt geändert:

1. § 19 hat zu lauten:

„§ 19. Der Witwenversorgungsgenuß beträgt
55 v. H. des Ruhegenusses, der der ruhegenuß-
fähigen Gesamtdienstzeit des Arbeiters und der
von ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus
dem Dienststand erreichten lohnrechtlichen Stel-
lung entspricht, mindestens aber 38'5 v. H. der
Ruhegenußbemessungsgrundlage nach § 5 Abs. 1.
Die Bestimmung des § 5 Abs. 2 gilt sinngemäß."

2. Der erste Satz des § 23 Abs. 5 hat zu lauten:

„Der Versorgungsgenuß der Witwe und der Ver-
sorgungsgenuß der früheren Ehefrau dürfen zu-
sammen 110 v. H. des Ruhegenusses nicht über-
steigen, auf den der verstorbene Arbeiter An-
spruch gehabt hätte."
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3. § 51 lit. c hat zu lauten:

„c) Wurde der Bemessung des Witwenversor-
gungsgenusses bisher ein höherer Hundert-
satz des Ruhegenusses als 55 zugrundege-
legt, so ist dieser höhere Hundertsatz
weiterhin für die Bemessung der Hinter-
bliebenenversorgung maßgebend."

Artikel IV

Die Ruhegenußbemessungsgrundlage der im
§ 51 lit. b umschriebenen Arbeiter wird wie
folgt erhöht:
für Arbeiter im Lohnschema H/II . . . um 35 S,
für Arbeiter im Lohnschema H/I . . . um 20 S,
für Arbeiter im Lohnschema NH/II . um 20 S,
für Arbeiter im Lohnschema NH/I . um 12'50 S.

Die sich durch diese Erhöhung der Ruhe-
genußbemessungsgrundlage entsprechend dem
bisherigen für die Bemessung des Ruhegenusses
maßgebenden Hundertsatz ergebenden erhöhten
Ruhegenüsse gebühren ab 1. August 1970. Das
Entsprechende gilt für Hinterbliebene nach Ar-
beitern, die vor dem 1. Jänner 1963 in den
Ruhestand versetzt wurden oder im Dienststand
verstorben sind.

Artikel V

Es treten in Kraft:
1. Artikel III am 1. Juli 1970,
2. Artikel I, II und IV am 1. August 1970.

Androsch

222 . Kundmachung des Bundesministers
für Verkehr und verstaatlichte Unterneh-
mungen vom 13. Juli 1970, mit der die
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung
neuerlich abgeändert wird (13. Novelle der

Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 10. Juli 1970; Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Dienst- und Lohnordnung für die für den
vorübergehenden Bedarf aufgenommenen Be-
diensteten der Österreichischen Bundesbahnen,
BGBl. Nr. 96/1954, in der Fassung der Kund-
machungen BGBl. Nr. 66/1956, BGBl. Nr. 207/
1959, BGBl. Nr. 252/1959, BGBl. Nr. 154/1961,
BGBl. Nr. 214/1962, BGBl. Nr. 13/1964, BGBl.

Nr. 162/1964, BGBl. Nr. 131/1965, BGBl.
Nr. 115/1966, BGBl. Nr. 244/1967, BGBl.
Nr. 266/1968 und BGBl. Nr. 170/1969 wird wie
folgt abgeändert:

1. Im § 9 Abs. 4 tritt an Stelle der Angabe
„1/195" die Angabe „1/186".

2. Im § 16 Abs. 1 lit. b und Abs. 2 tritt jeweils
die Zahl „43" an Stelle der Zahl „45".

3. Im § 16 Abs. 3 tritt die Zahl „47" an Stelle
der Zahl „48".

4. Im § 16 Abs. 4 ist die Angabe „Dienstplan-
gruppe I bis VII" durch die Angabe „Dienstplan-
gruppe IA bis VI" zu ersetzen.

Artikel II

Die Bestimmungen des Artikels I treten mit
1. Jänner 1970 in Kraft.

Frühbauer

2 2 3 . Kundmachung des Bundesministers
für Verkehr und verstaatlichte Unterneh-
mungen vom 13. Juli 1970, mit der die
Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 neuerlich
abgeändert wird (2. Novelle der Bundesbahn-

Pensionsordnung 1966)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 10. Juli 1970 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I
Die Bundesbahn-Pensionsordnung 1966, BGBl.

Nr. 313, in der Fassung der Kundmachung BGBl.
Nr. 203/1969 wird wie folgt abgeändert:

1. Im § 14 Abs. 1 ist der Ausdruck
„41'5 v. H." durch den Ausdruck „45'65 v. H."
zu ersetzen.

2. Im § 18 Abs. 5 hat der erste Satz wie folgt
zu lauten:
„Der Witwenversorgungsgenuß und der Ver-
sorgungsgenuß der früheren Ehefrau dürfen zu-
sammen 110 v. H. des Ruhegenusses nicht über-
steigen, auf den der verstorbene Beamte An-
spruch gehabt hat oder gehabt hätte."

Artikel II

Artikel I tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1970
in Kraft.

Frühbauer


